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EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

UNO Organisation der Vereinten Nationen
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FK-NR Finanzkommission des Nationalrats
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APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Européische Union

SBFI Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und Innovation

BIP Bruttoinlandsprodukt

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

MWST Mehrwertsteuer

BV Bundesverfassung

AIDS Acquired Immune Deficiency Syndrome

APF Delegation der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
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URG Urheberrechtsgesetz
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SDG Sustainable Development Goals der UNO

WEKO Wettbewerbskommission

OIF Organisation International de la Francophonie

VISOS Verordnung Uber das Bundesinventar der schitzenswerten Ortsbilder
der Schweiz

ZDA Zentrum fur Demokratie Aarau

AG Aktiengesellschaft

BAK Bundesamt fur Kultur

DFF Département fédéral des finances

ONU Organisation des Nations unies

AELE Association européenne de libre-échange

LMP Loi fédérale sur les marchés publics

SECO Secrétariat d'Etat a I'économie

CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil
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CdF-CN Commission des finances du Conseil national

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
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BNS Banque nationale suisse
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Volksrechte

Mitte Juni 2015 legte der Bundesrat seinen Bericht zum Postulat der FDP-Fraktion vor,
das eine Klarung des Verhéltnisses zwischen Volkerrecht und Landesrecht gefordert
hatte. Die Regierung anerkannte im Fazit ihres Berichtes, dass insbesondere im
Verhéltnis zwischen Volksinitiative und Vodlkerrecht eine zunehmende Problematik
bestehe. Eine Hierarchisierung oder eine Vorrangregel von Landesrecht sei allerdings
kaum ohne negative Auswirkungen auf die Glaubwdrdigkeit der Schweiz als verléssliche
Vertragspartnerin moglich. Der Bundesrat schlug indes vor, dass jeweils vor der
Verabschiedung eines Erlasses oder vor Abschluss eines Vertrages die Konsequenzen
flr Volker- bzw. Landesrecht eruiert werden sollten, um bereits bei der
Verabschiedung Klarheit zu schaffen, ob Unvereinbarkeiten bestiinden und wie diese
allenfalls beseitigt werden mussten.

Zur Frage nach einem moglichen obligatorischen Referendum bei Staatsvertragen mit
verfassungsméssigem Charakter ging der bundesrétliche Bericht auf das bestehende
«Referendum sui generis» ein. Es gebe ja bereits ein obligatorisches
Staatsvertragsreferendum, das bei Vertragen Anwendung findet, mit denen die Schweiz
Mitglied von supranationalen Organisationen werden soll. Dem fakultativen
Staatsvertragsreferendum unterstehen Vertrage, die unbefristet und unkindbar sind.
Dartber hinaus bestehe aber auch ein ungeschriebenes Verfassungsrecht: Dieses
«Referendum sui generis» konne dann zur Anwendung gelangen, wenn ein Vertrag eine
so grosse Bedeutung habe, dass ihm Verfassungsrang zukomme. Dies habe man sich
beispielsweise beim Schengen- und Dublin-Assoziierungsabkommen Uberlegt, damals
aber verworfen. Falls je nach einem allfalligen Austritt ein Wiederbeitritt in die
Europaische Menschenrechtskonvention nétig ware, dann wirde dieser beispielsweise
einem obligatorischen Referendum unterstellt werden. '

Foéderativer Aufbau
Stadte, Regionen, Gemeinden

Mitte Mai legte der Bundesrat den Bericht zur Erfullung der beiden gleichlautenden
Postulate Germann (svp, SH) und Fluri (fdp, SO) (Po. 13.3820) vor. Beide Vorstosse
verlangten eine Evaluation der Wirkung des Stadte- und Gemeindeartikels (Artikel 50
BV). Die beiden Parlamentarier vertraten dabei auch die Interessen des
Schweizerischen Stadteverbandes bzw. des Schweizerischen Gemeindeverbandes, die
Kurt Fluri bzw. Hannes Germann préasidierten. Insgesamt beurteilte die Regierung den
Artikel 50 BV, der die Gemeindeautonomie sichert und den Bund zu Ricksichtnahme
auf die unterste foéderale Ebene verpflichtet, als behutsame und erfolgreiche Neuerung.
Gemeinden seien gestarkt und Stadte vermehrt in den Fokus der Bundespolitik gerlickt
worden, ohne dass dies auf Kosten der landlichen Gemeinden gegangen ware. Der
Bericht machte allerdings auch Méngel und Verbesserungspotenzial aus. Die
spezifischen Anliegen aller Gemeinden, und insbesondere der Stadte, der
Agglomerationen und der Berggebiete mussten bei Rechtsetzung und Vollzug noch
starker bertcksichtigt werden. Dies solle in Zukunft bei der Vorbereitung von Erlassen
(via Vernehmlassungsverfahren), bei der Koordination in der Raumordnungspolitik aber
auch bei den statistischen Grundlagen geschehen. Zu beschliessende Massnahmen
sollen kinftig auch auf ihre Miliztauglichkeit sowie auf fir Gemeinden unterschiedliche
raumrelevante Auswirkungen tUberpruft werden.

In einem Beitrag in der NZZ kommentierte Kurt Fluri den Bericht des Bundesrates. Er
ging mit der Regierung zwar einig, dass der Artikel wichtige Neuerung gebracht habe.
Allerdings seien die vorgeschlagenen Verbesserungen nur sehr bescheiden.
Insbesondere in der Finanz- und Steuerpolitik, die sehr starke und unmittelbare
Auswirkungen auf die Gemeinden entfalte, blieben die Anliegen der Gemeinden
unbericksichtigt. Fluri verwies auf die Unternehmenssteuerreform Ill - ein Geschéft,
das 2014 bereits die neu geschaffene Konferenz der stadtischen Finanzdirektoren und
den Schweizer Stadteverband umgetrieben hatte. Wenige Wochen nach dem NZZ-
Beitrag forderte der Stéadte- zusammen mit dem Gemeindeverband in einem an alle
Parlamentarierinnen und Parlamentarier gerichteten Brief Entschadigungen flr die
drohenden Einnahmeeinbussen durch ebendiese Steuerreform. Entweder seien die
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Kantone zu verpflichten, die Ausgleichszahlungen, die sie vom Bund erhalten,
zumindest teilweise an die Gemeinden weiterzuleiten, oder aber Kantonen und
Gemeinden sei die Mehrwertsteuer zu erlassen. Es sei nicht langer zuldssig, dass Bund
und Kantone immer mehr Kosten auf die Gemeinden abwalzten, ohne entsprechende
Entschadigungen bereitzustellen. Die Forderung nach mehr Einfluss der Gemeinden
auf die nationale Politik wird also zunehmend lauter. ?

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Au mois de juin 2019, le Conseil fédéral publiait son rapport en réponse au postulat
déposé par la CPE-CE pour davantage de <«consultation et de participation du
Parlement dans le domaine du droit souple (soft law)». Selon les conclusions de
|'exécutif fédéral, la création de nouvelles bases Iégales ne s'avere pas nécessaire. «La
demande d’association accrue du Parlement [...] peut elOtre reOalisede al I'aide de
mesures concrelltes, dans le cadre des instruments existants, notamment de I'art. 152
de la LParl et de I'art. 5b de 'OLOGA.» Le rapport fait également état de trois mesures
pragmatiques, destinées a garantir, en toute transparence, |'association du Parlement
aux projets de droit souple: renforcement de la consultation des commissions
compétentes, amélioration du poids et de la lisibilité des dossiers de droit souple
importants pour la Suisse dans le contexte de la publication des listes des activiteOs de
politique europellenne et de politique extelrieure ainsi que des listes all I'intention
d’autres commissions parlementaires et, finalement, présentation réguliére aux
commissions des informations et des rapports relatifs au droit souple. *

Beziehungen zur EU

Im Auftrag eines Postulates der Aussenpolitischen Kommission des Standerats
veroffentlichte der Bundesrat einen Bericht Uber die Unterzeichnung und Ratifikation
der Europdischen Sozialcharta (ESC). Darin wurde der Ubereinstimmungsgrad der
Schweizer Rechtsordnung mit den Bestimmungen der ESC dargelegt. *

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im November 2018 verdffentlichte der Bundesrat einen Bericht in Erfiillung des
Postulats Merlini zur «aggressiven Steuerpolitik einzelner EU- und OECD-Lander»
gegenuber der Schweiz. Der Bericht dient als Bestandesaufnahme der internationalen
Entwicklung in Bezug auf die Besteuerung juristischer Personen in der EU und der
OECD. Gemass dem Postulat lag der Fokus des Berichts auf den Definitionskriterien fur
aggressive Steuerinstrumente der genannten Institutionen. Die Besteuerung naturlicher
Personen wurde nur peripher behandelt, weil dahingehend keine verbindlichen
Standards existieren. Die OECD basiere ihre Kriterien zur Einschatzung aggressiver
Steuerinstrumente auf den Ergebnissen des BEPS-Projekts sowie der damit
einhergehenden Empfehlungen der OECD-Arbeitsgruppe 11, erklarte der Bundesrat im
Bericht. Vonseiten der EU prife die Gruppe «Verhaltenskodex» des EU-Rates, ob
Steuerregelungen von EU-Mitgliedsstaaten mit dem Verhaltenskodex fur die
Unternehmensbesteuerung kompatibel seien. Des Weiteren sei auf Erlass des EU-Rats
eine Liste mit nicht kooperativen Drittlandern und Gebieten erstellt worden. Diese
habe im Oktober 2018 sechs Eintrage erfasst, sowie eine Gruppe von Landern inklusive
der Schweiz, die unter Auflagen als kooperativ eingestuft worden seien. Die dabei
angewandten Kriterien seien jedoch nicht deckungsgleich mit jenen der OECD, an
denen sich die Schweiz orientiere. Der Bundesrat sei laut Bericht der Ansicht, dass die
Schédlichkeit von Steuerregelungen geméass der OECD-Kriterien beurteilt werden solle.
Als Mitglied der OECD sei die Schweiz aktiv in Arbeitsgruppen im Steuerbereich beteiligt
und setze sich dadurch fur die Entwicklung internationaler Standards ein. Diese wiirden
von allen Landern und Gebieten eingehalten und gewahrleisteten somit einen
ausgeglichenen Steuerwettbewerb.

Mit der Veroffentlichung des Berichts sah der Bundesrat das Postulat als erfullt an und
beantragte im Rahmen des Berichts zu den Motionen und Postulaten der
gesetzgebenden Rate im Jahr 2019 dessen Abschreibung. Der Nationalrat kam dieser
Aufforderung in der Herbstsession 2020 nach. ®
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wirtschaftspolitik

Rétrospective annuelle 2019: Politique économique

En 2019, la politique économique helvétique a été influencée par la conjoncture
mondiale morose. Si la balance commerciale de 2018 affichait un bilan fortement
excédentaire, que le PIB 2018 croissait de 2,8 pour cent, ou encore que le tourisme
connaissait une croissance positive de 3,8 pour cent en 2018, le spectre de la récession
a terni les perspectives économiques en 2019. Des replis successifs du PIB et un indice
manufacturier a la baisse ont poussé de nombreux acteurs économiques a faire du pied
a la BNS pour une politique monétaire renforcée. La guerre commerciale sino-
américaine et le Brexit ont logiquement pesé sur ces sombres perspectives
économiques. C'est dans ce contexte que le message sur la promotion économique
2020-2023 a été débattu. Les chambres ont revu a la hausse I'enveloppe initialement
préevue de 373,1 & 389,8 millions de francs. Cette enveloppe est principalement
destinée aux PME, au tourisme et aux exportations.

Toujours en rapport avec les tendances mondiales, trois aspects ont particulierement
résonné sous la coupole fédérale: les PME et start-ups, la durabilité et I'égalité, et le
franc fort. Premiérement, un fonds d'innovation pour les start-ups et PME a été lancé
afin de garder, en Suisse, le savoir-faire et les emplois issus de l'innovation. En
parallele, plusieurs objets ont attaqué le fardeau administratif et la réglementation qui
pese sur les entreprises helvétiques. L'objectif de ces objets est de garantir la
compétitivité et le dynamisme de la place économique suisse. Le Parlement, ainsi que
le Conseil fédéral, ont reconnu l'importance des PME dans le tissu économique
helvétique et la nécessité d'alléger leur charge administrative. La majorité des objets
sur le sujet ont été adoptés.

Deuxiéemement, I'initiative populaire «Entreprises responsables - pour protéger I'étre
humain et I'environnement» a engendré des débats fleuves dans les chambres
fédérales. Le Conseil fédéral proposait le rejet de I'initiative populaire et du contre-
projet indirect, issu de la modernisation du droit de la société anonyme (SA), estimant
que l'un et l'autre étaient trop excessifs et mettaient en danger la prospérité
helvétique. Alors que le Conseil national a maintenu sa proposition de contre-projet
indirect, le Conseil des Etats a adopté une motion d'ordre renvoyant I'objet en
commission pour une nouvelle analyse. Ce renvoi intervient apres une ultime
intervention du Conseil fédéral qui proposait la mise en consultation d'un projet de loi
sur les rapports de durabilité en cas de refus de I'initiative et du contre-projet indirect.
D'aucuns ont accusé la droite libérale de repousser le débat a lI'aube des élections
d'octobre 2019. En outre, la modernisation du droit de la société anonyme a
partiellement concrétisé les revendications de la gréve féministe et des femmes du 14
juin. En effet, les chambres ont adopté des quotas de femmes dans les directions et les
conseils d'administrations. Les entreprises concernées ont cing années pour atteindre
ces quotas, qui ne s'accompagnent néanmoins d'aucune sanction.

Troisiemement, le franc fort a continué de secouer I'économie. Une initiative populaire
«Stop a I'llot de cherté - pour des prix équitables» a été déposée. Si le Conseil fédéral
rejoint les préoccupations des initiants, il a soumis un contre-projet indirect, estimant
que les mesures préconisées rataient leur cible. Dans le méme temps, plusieurs objets
ayant pour objectif de tacler I'llot de cherté helvétique ont été débattus au Parlement.
Bien que l'objectif fut similaire, ces objets ont pris des chemins variés comme la
simplification des procédures de controle liées au principe du Cassis-de-Dijon, la
modification de la loi sur les cartels (LCart), la baisse ou la suppression de la franchise-
valeur dans le tourisme d'achat, ou encore la modernisation des contréles de douane.
Au final, les chambres et le Conseil fédéral se sont appuyés sur I'initiative populaire, pas
encore débattue en chambre, pour rejeter ces objets.

Une troisieme initiative populaire a bousculé la politique économique helvétique. Cette
initiative, dite «initiative correctrice», veut interdire les exportations de matériel de
guerre vers les pays en guerre civile ou qui ne respectent pas les droits de I'hnomme.
Elle découle d'une motion PBD qui visait I'élargissement de la base démocratique des
exportations d'armes.

Toujours avec un regard vers |'extérieur, les investissements directs étrangers sur le sol
helvétique ont également été au coeur des débats. La publication de deux rapports et
une motion ont questionné le risque des investissements directs étrangers pour la
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sécurité nationale. Alors que la motion a été adoptée, la frange libérale du Parlement
s'est dressée contre toutes mesures protectionnistes.

En paralléle, le curseur des débats a aussi ciblé le marché intérieur suisse. La révision
de la loi sur les marchés publics (LMP), I'adoption de I'accord sur les marchés publics
de I'OMC et plusieurs objets sur les marchés fermés de la Confédération ont participé
directement ou indirectement au débat sur les marchés publics. Les risques de
concurrence déloyale provoqués par les entreprises publiques a été au cceur des
discussions et, lors de la révision de la LMP, une conférence de conciliation a été
nécessaire pour trouver un accord.

D'autres thématiques ont également été débattues en 2019. D'abord, la Suisse a conclu
un accord de libre-échange avec les pays du Mercosur. L'agriculture helvétique et le
camp rose-vert - qui a pointé du doigt un manque de respect de I'environnement et
des droits de I'nomme dans ces pays - ont fortement critiqué cet accord. Puis, le statut
de trust a été introduit dans I'ordre juridique helvétique. Une motion qui force les
plateformes commerciales a avoir un domicile de notification en Suisse a également été
adoptée. Cette mesure a pour objectif de renforcer I'application du droit suisse en
ligne. Ensuite, la lutte contre les faillites abusives a été enclenchée. Une modification
de la loi sur les poursuites et la faillite (LP) était a I'agenda. Finalement, la COMCO a été
fortement mise & contribution avec une amende pour accords de soumission illicites
pour le cartel de la construction routiere dans le canton des Grisons, un accord a
|'amiable pour des accords verticaux illicites pour Stockli Swiss Sport SA et une analyse
de I'éventuel rachat d'UPC par Sunrise. °

Landwirtschaft
Landwirtschaft

Rétrospective annuelle 2019: Agriculture

Durant cette année 2019, plusieurs gros dossiers étaient sur la table en ce qui concerne
I'agriculture, avec, en premier lieu la modification de la Loi sur la chasse, qui aura fait
transpirer bien des parlementaires. En effet, aprés plusieurs aller-retours, les deux
chambres ont di soumettre les propositions de modification a une conférence de
conciliation, avant de trouver une solution. Bien que le loup ait été au centre des
discussions - faut-il faciliter son abattage? Faut-il autoriser sa régulation dans les zones
protégées? - c'est I'narmonisation du permis de chasse qui aura été l'aspect le plus
problématique de la recherche de consensus entre les deux chambres. La Chambre des
cantons était, en effet, opposée a ce que celui-ci doive répondre a des critéres
semblables dans I'ensemble des cantons, préférant leur laisser une certaine liberté.
Finalement, cette harmonisation sera refusée. C'est par contre bien la protection du
loup et d'autres espéces qui poussera toute une série d'organisations de protection de
la nature a lancer un référendum contre cette loi.

Un autre référendum amenera peut-étre la population suisse a se prononcer dans les
urnes; a savoir, celui sur I'accord de libre-échange avec les pays du MERCOSUR que les
Verts et le parti socialiste menacent de lancer si I'accord n'est pas amélioré d'un point
de vue tant social qu'environnemental. Cet accord trouve également une forte
opposition au sein du monde paysan, I'acces au marché pour les pays du MERCOSUR
étant vu comme une concurrence déloyale pour les agriculteurs et agricultrices suisses.
Une opposition similaire se dessinait quant aux accords de libre-échange avec
I'Indonésie et la Malaisie, I'huile de palme étant dans ce cas, la pomme de discorde,
cette huile concurrencant directement I'huile de colza suisse.

D'autres textes permettront, dans un futur proche, aux citoyennes et citoyens de ce
pays de se prononcer sur des questions agricoles. A commencer par l'initiative sur
I'expérimentation animale, déposée en mars avec plus de 123'000 signatures valides et
qui demande un arrét de cette pratique - tant sur les animaux que sur les humains -, si
cela ne répond pas a l'intérét prépondérant du sujet (animal ou humain). L'initiative
pour une Suisse libre de pesticides de synthése a, quant a elle, longuement été
débattue au sein des chambres - ensemble avec l'initiative pour une eau potable
propre et une alimentation saine. Celle-ci souhaite inscrire dans la Constitution une
interdiction de I'utilisation des pesticides de synthese en Suisse, d'une part, et d'autre
part, une interdiction de I'importation de produits alimentaires ayant été cultivés de
cette maniere. Une majorité des parlementaires ainsi que le Conseil fédéral proposent
au corps électoral de rejeter ce texte, faisant remarquer qu'un plan d'action pour une
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réduction des risques liés aux produits phytosanitaires est sur le point d'étre mis en
ceuvre et que la prochaine mouture de la politique agricole se penchera plus en détail
sur cette problématique. Cette thématique a également été largement discutée au sein
de la société civile, comme en témoigne I'analyse des médias d'Année Politique Suisse.
C'est également durant cette période que I'USP a annoncé vouloir lutter contre le
réchauffement climatique, ce qui a été I'objet de nombreux articles de journaux et
faisait écho a I'été catastrophique que la paysannerie a vécu une année auparavant.

Quant au futur de la politique agricole PA 22+, il a été au coeur de nombreuses
interventions parlementaires, le parlement ayant demandé au Conseil fédéral de
présenter une nouvelle mouture suite a la premiere version controversée. Une fois la
nouvelle version achevée, elle a été soumise a consultation, afin que les autorités
s'impregnent de l'avis des divers acteurs impliqués; une consultation qui a présenté
divers résultats, fin aoQt. lls permettront au Conseil fédéral de délivrer en 2020 un
message plus consensuel concernant l'orientation générale a donner a la politique
agricole.

D'autres thématiques ont rythmé le monde agricole en cette année 2019.
Premierement, le lait était a nouveau sur la table des parlementaires. En effet, trois
initiatives cantonales (lv.ct. 17.310, Iv.ct. 16.309 et Iv.ct. 17.301) exhortant les autorités a
trouver des solutions pour résoudre ce qui est nommé «la crise de la production
laitiere» ont été débattues par les élu.e.s. Le prix du lait est trop bas pour que les
producteurs y voient un marché rentable, amenant de nombreux exploitants a mettre
un terme a cette production. Malgré le refus des trois initiatives par le Conseil des
Etats, des solutions vont étre étudiées. En parallele, des acteurs du marché s'organisent
pour améliorer de leur coté la situation, avec, par exemple, la création d'une gamme de
produits laitiers durables (rapportant 3 centimes de plus par litre aux producteurs) ou,
a un niveau plus local, le lancement de filiéres paralleles garantissant une rémunération
correcte des producteurs laitiers.

Finalement, I'une des derniéeres «patates chaudes» de la politique agricole en cette
année 2019 fut la restructuration planifiée par le Conseil fédéral des centres de
recherches agricoles Agroscope. Aprés les nombreuses contestations survenues face a
|'annonce du Conseil fédéral en 2018, plusieurs objets parlementaires ont été discutés
au sein des chambres, & I'image de la motion Haberli-Koller (pdc, TG) - acceptée avec
quelques modifications - demandant a ce que le statut juridique d'Agroscope change
pour en faire un établissement autonome de droit public - un statut similaire aux EPF.’

Agrarpolitik

Dans les cadre des discussions relatives a la vue d'ensemble du développement a
moyen terme de l'agriculture du Conseil fédéral, la CER-CN, sur proposition de la
députée Rytz (verts, BE), a demandé a I'administration fédérale de lui fournir un
rapport complémentaire sur le commerce durable. Ainsi, I'administration devait
approfondir deux aspects: d'une part, regarder quelles sont les stratégies et mesures
concretes qui, d'ici & 2030, permettront a la Suisse d'atteindre les objectifs de
développement durable (ODD) de I'ONU (élaborés dans le cadre de I'Agenda 2030)
relatifs aux questions agricoles et alimentaires. D'autre part, celle-ci devait recenser les
critéres écologiques et sociaux minimaux qui devront figurer dans les prochains
accords de libre-échange afin de respecter le principe de commerce durable
nouvellement inscrit dans la constitution fédérale, ainsi que dans les ODD.

Le rapport délivré indique, premierement, que le Conseil fédéral considére les ODD
comme un cadre a prendre en compte pour la prochaine politique agricole (PA 22+),
mais que la thématique «systémes alimentaires durables» est a traiter de maniere
suprasectorielle, et non pas dans la seule politique agricole. Ces objectifs sont, malgré
tout, dans le viseur du secteur agroalimentaire qui tente de les atteindre. Ainsi, le
deuxieme objectif (faim zéro) fait I'objet d'une politique de sécurité alimentaire
permettant de couvrir plus de la moitié des besoins nationaux en produits alimentaires.
Pour respecter I'ODD 2 et 15 (préserver et restaurer les écosystémes terrestres en
veillant a les exploiter de facon durable), la Confédération a développé tout un arsenal
de mesures permettant de conserver les ressources génétiques, essentielles a la
sécurité nationale et internationale. Quant a I'ODD 12 (consommation et production
responsables), le rapport note que la population dispose de labels de qualités (IP-
Suisse, Bio-Suisse) leur assurant I'achat d'aliments issus d'une production
respectueuse des ressources et des animaux. Le rapport en vient ensuite a I'évolution
future et a la prise en compte des ODD dans la prochaine politique agricole. |l fait par
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exemple remarquer qu'aucun des objectifs environnementaux de I'agriculture n'a été
atteint, comme révélé dans un rapport en réponse au postulat Bertschy. Un autre
exemple est le cas des conjoints (majoritairement conjointes) des chefs et cheffes
d'exploitation qui ne sont toujours pas sur un pied d'égalité avec leur partenaire en ce
qui concerne la sécurité sociale. Ainsi, la PA 22+ prévoit d'améliorer ces situations en
permettant aux partenaires, concernant ce dernier cas, d'avoir accés a une pension
normale. La PA 22+ prévoit également d'étendre les paiements directs, afin de réduire
I'empreinte écologique du secteur agricole et d'atteindre les objectifs
environnementaux précédemment cités.

Dans la deuxieme partie du rapport, l'administration fédérale revient sur les
«contributions des relations commerciales au développement durable de I'agriculture
et du secteur agroalimentaire». Depuis 2011, tous les traités de libre-échange signés
par la Suisse contiennent des clauses concernant le développement durable. La
Confédération estime que ces clauses garantissent, en effet, que le processus de
libéralisation économique inhérent aux accords de libre-échange ne nuise pas aux
travailleurs et travailleuses ainsi qu'a I'environnement. L'accord entre la Suisse et I'AELE
comporte, par exemple, des dispositions concernant le respect des politiques sociales
et environnementales. Les accords du GATT, quant & eux, autorisent les parties
prenantes a mettre en place des dérogations si celles-ci ont pour but de protéger la
santé et la vie. La Confédération estime que la promotion du développement durable
dans les accords commerciaux passera également par le développement des nouvelles
technologies de l'information qui permettront de s'assurer que les produits en
circulation répondent bel et bien aux critéres fixés. La technologie blockchain peut
ainsi, par exemple, étre utilisée afin de réduire les possibilités de tromperie sur la
marchandise. Le rapport note également que le SECO va, pour la premiere fois dans le
cadre d'un accord de libre-échange, entreprendre d'inclure dans I'accord avec les pays
du MERCOSUR un dialogue et un monitoring portant sur le développement durable.
Finalement, le rapport fait état de I'importance économique du commerce d'aliments
équitables en Suisse et note que les Suisses et Suissesses ont dépensé CHF 701 millions
pour ces denrées en 2017, soit une augmentation de plus de 11% par rapport a I'année
précédente. Ce type de commerce n'est pas régulé par I'Etat, celui-ci veillant
simplement au bon respect des normes d'accréditation (permettant I'obtention d'un
label) en circulation. ®

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Zur Volksinitiative «Wohneigentum fiir alle> und einem Gegenvorschlag, der ebenfalls
eine massive steuerliche Entlastung der Hauseigentimer zur Folge héatte, indem u.a. der
Eigenmietwert herabgesetzt und die Dumont-Praxis abgeschafft werden soll, siehe
unten, Teil I, 6¢ (Wohnungsbau). Zu Doppelbesteuerungsabkommen siehe oben, Teil |,
2 (Relations bilatérales).

Zu den kantonalen Steuervorlagen siehe unten, Teil Il, 2b.

Eine vom EFD eingesetzte Expertenkommission unter der Leitung des Berner Steuer-
und Wirtschaftsjuristen Urs Behnisch kam in ihrem Bericht zum Schluss, dass die
Steuerfreiheit fur realisierte private Kapitalgewinne ein erheblicher Mangel im System
darstelle. Es verstosse gegen die Rechtsgleichheit, dass Dividenden und Zinsen der
Einkommenssteuer unterliegen, nicht aber Kursgewinne. Sie empfahl daher
mehrheitlich, Kapitalgewinne von Privaten ebenfalls als Einkommen zu besteuern. Eine
Minderheit sprach sich hauptséchlich wegen der administrativen und finanzpolitischen
Schwierigkeiten gegen die Einfihrung einer Kapitalgewinnsteuer aus. Zum umgekehrten
Schluss kam ein zweites in Auftrag gegebenes Gutachten des Basler Okonomen Peter
Kugler, der von einer Kapitalgewinnsteuer abréat, weil es Bund und Kantone jéhrlich zwar
CHF 700 Mio. einbringe, aber zu einem dreiprozentigen Rickgang des realen
Volkseinkommens fuhren kénne.

Zur Umsetzung der Empfehlungen des Behnisch-Berichts durch das EFD vgl. weiter
unten (Stabilisierungsprogramm 98). °
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Im Herbst unterbreitete der Bundesrat in Antwort auf eine Motion der WAK-NR seinen
Bericht iiber eine einheitliche und koharente Behandlung von selbstindiger und
unselbstandiger Erwerbstatigkeit im Steuer- und im Sozialversicherungsabgaberecht.
Laut Bericht wendeten Gerichts- und Verwaltungsbehérden weitgehend einheitliche
Kriterien fur die Qualifikation der beiden Erwerbsarten an. Doch verfolgten die
betroffenen Rechtsgebiete unterschiedliche Ziele: Wéhrend das
Sozialversicherungsrecht dem Versicherungsschutz diene, ginge es im Steuerrecht
darum, dem Gemeinwesen die nétigen finanziellen Mittel zur Verfligung zu stellen und
den Finanzausgleich mitzusteuern; das Obligationenrecht schliesslich regle in den
Bestimmungen zum Arbeitsvertrag den Schutz von Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern. Das Bundesgericht hatte in seiner Stellungnahme von einer
einheitlichen Begriffsbestimmung von Selbstédndigkeit und Unselbstéandigkeit abgeraten,
da diese neue Ungleichheiten nach sich zége. Auf Anregung des ,KMU Forums™ schlug
der Bundesrat deshalb die Einrichtung einer Ombudsstelle vor, an die sich Betroffene
bei unterschiedlicher Einstufung wenden kénnten. ™

Nachdem die Bemessung der Gewinn- und Kapitalsteuern flr juristische Personen auf
die einjahrige Gegenwartsbesteuerung umgestellt worden war, empfahl der Bundesrat
diese Vereinheitlichung auch fiir natiirliche Personen. Seit 1990 sind alle Kantone dem
Vorbild von Basel-Stadt gefolgt und haben die einjahrige Gegenwartsbesteuerung
eingeflihrt - mit Ausnahme von Tessin, Waadt und Wallis, wo Gesetzesanderungen aber
bereits im Gange sind. "

Diskussionslos Uberwies der Nationalrat ein Postulat der CVP-Fraktion (Po. 03.3313) ,
welches vom Bundesrat administrative Vereinfachungen bei Steuererklarungen und
-veranlagungen flr natirliche und juristische Personen verlangt. Im Sommer stellte der
Bundesrat in einem Bericht die Massnahmen des Bundes zur administrativen
Entlastung der Unternehmen vor. Im Zusammenhang mit der Maoglichkeit zur
einjahrigen Veranlagung der MWSt sollen die Schlussabrechnungen mit den
Sozialversicherungen und die Deklarationen an den Fiskus in einem Zug erledigt werden
kénnen (siehe dazu auch hier). Im Herbst doppelte der Schweizerische
Gewerbeverband nach. Er beklagte, die Ablésung der Warenumsatzsteuer durch die
MWSt habe nicht die gewlinschte Vereinfachung gebracht, und verlangte eine
einfachere MWSt-Abrechnung.

Ende April gab der Bundesrat den Bericht ,Um- und Durchsetzung der
Steuerharmonisierung” in die Vernehmlassung. Der Bericht empfiehlt die Schaffung
einer Kontrollinstanz, welche die kantonalen Steuergesetze und die darauf gestitzte
Praxis auf ihre Ubereinstimmung mit der formellen Steuerharmonisierung (berpriift
und nétigenfalls ein Verfahren einleitet. Die burgerlichen Parteien lehnten ein solches
Organ ab, weil sie dadurch die kantonale Steuerhoheit bedroht sahen. Die Kantone
selber hegten keine diesbezlglichen Beflirchtungen; die Konferenz der kantonalen
Finanzdirektoren hatte sich schon im vergangenen September lediglich gegen die
Stimme Genfs fur die Schaffung einer Kontrollinstanz ausgesprochen. Unterstutzung
erhielt das Modell des Bundesrates auch von der SP. **

Die Schweiz schneide im internationalen Vergleich Punkto Steuerattraktivitat fiir
natiirliche und juristische Personen gut ab. Zu diesem Schluss kommt der Bundesrat in
einem Bericht, den er im November 2014 verabschiedet hat und der unter anderem auf
eine Motion Feller (fdp, VD) aus dem Jahr 2013 zurlckgeht. Um ihre steuerliche
Wettbewerbsfahigkeit im Bereich der juristischen Personen erhalten zu kénnen, misse
die Schweiz, so der Bundesrat, im Rahmen der geplanten Unternehmenssteuerreform
Ill, die die Abschaffung attraktiver, aber international nicht mehr akzeptierter
Sonderregelungen vorsieht, jedoch neue, international kompatible Massnahmen
treffen. Im Vergleich zu grossen Volkswirtschaften wie den USA, Deutschland,
Frankreich oder Italien stinden kleine Volkswirtschaften wie die Schweiz im
internationalen Steuerwettbewerb generell starker unter Druck, attraktive steuerliche
Rahmenbedingungen anzubieten. "
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Im August 2015 verdffentlichte der Bundesrat seinen Bericht zu den Auswirkungen
einer Einfiihrung der Individualbesteuerung und erfillte damit die Forderung eines
Postulats der nationalratlichen Finanzkommission (FK-NR). Der Bericht verglich
verschiedene Modelle der Individualbesteuerung bezlglich Wirkungen und Kosten und
hielt unter anderem fest, dass eine reine Individualbesteuerung, die keine Rucksicht auf
die finanziellen Verpflichtungen der verdienenden Person nimmt, im Widerspruch mit
dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit stiinde. Uberdies rechnete der Bundesrat damit, dass, je nach
Ausgestaltung der Korrekturmassnahmen, die Einflhrung der Individualbesteuerung bei
der direkten Bundessteuer zu Mindereinnahmen zwischen CHF 240 Mio. und rund CHF
2,4 Mia. fihren wirde. Der Bundesrat stellte in Aussicht, dass er nach erfolgter
Abstimmung zur Volksinitiative "Fur Ehe und Familie - gegen die Heiratsstrafe" eine
Vorlage zur Beseitigung der steuerlichen Benachteiligung von Ehepaaren ausarbeiten
werde.

Im Dezember 2017 verdffentlichte der Bundesrat einen Bericht in Erfillung des
Postulats de Courten (svp, BL) zum Abbau von Regulierungskosten durch die
Vereinheitlichung von Verfahren bei den direkten Steuern zwischen den Kantonen.
Gemass Bericht sehe die Bundesverfassung zwar eine Harmonisierung bei den direkten
Steuern vor, da jedoch Steuertarife, Steuersatze und Steuerfreibetrdge in der
Verantwortung  der Kantone lagen, gabe es  zum Beispiel beim
Steuererklarungsverfahren und beim Steuerbezug vielfaltige kantonale Regelungen. Als
Ergebnis der Finanzautonomie der Kantone misse man entsprechend zwischen einer
Effizienzsteigerung durch Vereinfachung und einem Eingriff in die kantonale
Steuerautonomie abwagen. Da jedoch eine Harmonisierung von der Unterstutzung der
Kantone abhénge und die kantonalen Steuerverwaltungen ablehnend auf die
Forderungen des Postulats reagiert hatten, sehe der Bundesrat ,kaum
Erfolgsaussichten fur eine weitere Harmonisierung®. Stillschweigend schrieb der
Nationalrat das Postulat in der Sommersession 2018 ab. ™

Im Dezember 2018 verdffentlichte der Bundesrat seinen Bericht Uber die Auswirkungen
der Robotisierung in der Wirtschaft auf das Steuerwesen und auf die Finanzierung der
Sozialversicherungen in Erflllung des Postulats Schwaab (sp, VD). Der Bundesrat
verwies darin eingangs auf den Bericht zu den Auswirkungen der Digitalisierung auf die
Beschaftigung und das Arbeitseinkommen, geméass dem keine Anzeichen flr einen
sinkenden Anteil der Arbeit am Volkseinkommen oder flr einen markanten Anstieg der
Einkommensungleichheit festgestellt werden konnten. Zudem seien die Einkommen in
jungster Zeit tendenziell angestiegen. Eine Veranderung des Verhéltnisses zwischen
Kapital- und Arbeitseinkommen sei jedoch nicht auszuschliessen. Dies hatte zwar
keinen signifikanten Einfluss auf die Steuereinnahmen, da Kapitaleinkommen und
Arbeitseinkommen ahnlich besteuert wirden, die Sozialversicherungseinnahmen wirde
es jedoch reduzieren. Unklar sei, ob und wie stark dies durch eine Zunahme der
Produktivitat und des Gesamteinkommens abgeschwécht oder gar kompensiert wirde.
Gerade solche Produktivitatsgewinne kénnten jedoch durch eine Robotersteuer oder
durch eine Ausweitung der Bemessungsgrundlage fur die Arbeitgeberbeitrage gebremst
werden, da diese die Investitionen in die produktivsten Technologien bremsen wurden.
Daher seien Mehrwertsteuererhnéhung oder eine Besteuerung des Konsums oder des
Arbeits- und Kapitaleinkommens zu bevorzugen, erklarte der Bundesrat im Bericht. ”

Stillschweigend stimmten National- und Sténderat in der Sommersession 2019 nach
Erscheinen des Berichts zu den Auswirkungen der Robotisierung in der Wirtschaft auf
das Steuerwesen und auf die Finanzierung der Sozialversicherungen der Abschreibung
des entsprechenden Postulats Schwaab (sp, VD) zu. *
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Bodenrecht

Im Mai 2019 veroffentlichte der Bundesrat seinen Bericht zur Besteuerung von
Grundstiicken im Geschaftsvermégen mit unterschiedlicher Eigentiimerschaft. Damit
erfullte er ein zwei Jahre vorher lUberwiesenes Postulat der WAK-NR. Dieses hatte eine
Ubersicht tber die fiskalische Belastung von Grundstiickgewinnen durch die drei
Staatsebenen (Bund, Kantone, Gemeinden) verlangt. Vor allem hatte der Bundesrat zu
prufen, wie sich die Ungleichbehandlung von natirlichen Personen, also selbstandig
Erwerbenden, gegenlber juristischen Personen, also Unternehmen, vermeiden oder
zumindest abschwéchen liesse. Neben Unterschieden in der fiskalischen Belastung je
nach Steuertarif und -progressionsstufe, nach Sozialabgaben und Staatsebene (Bund vs.
Kantone) bestehen geméss Bericht auch Unterschiede zwischen den einzelnen
Kantonen, insbesondere zwischen Kantonen mit monistischen und dualistischen
Systemen der Veranlagung. Um eine Angleichung der Steuerbelastung auf
Grundstuckgewinnen aus dem Geschaftsvermogen zu erreichen, zeigte der Bundesrat
folgende funf Varianten auf und rechnete diese beispielhaft durch:
Anrechnungsmethode, Erhdéhung des Teilbesteuerungsmasses, Ausdehnung der
privilegierten Liquidationsbesteuerung, Wechsel der dualistischen Kantone zum
monistischen System und Streichung der Sozialversicherungsbeitrége auf ebenjenen
Grundstickgewinnen. Die Mehr- oder Mindereinnahmen der flnf Varianten konnte der
Bericht allerdings mangelnder Daten wegen nicht beziffern. ™

Sozialpolitik

Bevodlkerung und Arbeit
Arbeitsmarkt

Le Conseil fédéral a présenté, dans un rapport, les mesures pour atténuer les effets
négatifs de la libre circulation dans les cantons limitrophes. S'agissant de I'imposition
des travailleurs frontaliers, les solutions trouvées avec les pays voisins tiennent compte
des particularités régionales. L'échange de renseignements s'est amélioré, les autorités
fiscales peuvent plus facilement examiner la situation fiscale des personnes
confrontées a des affaires transfrontaliéres. Ainsi, depuis le dépot du postulat, il y a eu
davantage de transparence en matiere fiscale et plusieurs mesures ont été prises en
matiére d'imposition pour une meilleure égalité de traitement entre les résidents et
non-résidents. D'aprés le rapport, les mesures d'accompagnement permettent de
répondre aux défis engendrés par la libre circulation des personnes. Le Conseil fédéral
surveille I'évolution de la situation et interviendra a nouveau dans le futur, si
nécessaire.

Arbeitnehmerschutz

Als Zweitrat genehmigte die kleine Kammer einstimmig den Bericht des Bundesrates zu
den 1AO-Ubereinkommen Nr. 169 (Minderheitenschutz), 170 (Sicherheit bei der Arbeit
mit chemischen Stoffen) und 171 (Nachtarbeit) und erméchtigte die Regierung, die
Abkommen Nr. 119 (Maschinenschutz), 132 (Mindestdauer bezahlter Ferien) und 162
(Sicherheit bei der Verwendung von Asbest) zu ratifizieren. Als Erstrat stimmte sie
ebenfalls der Ratifizierung von Ubereinkommen Nr. 172 (Arbeitsbedingungen im
Gastgewerbe) zu.
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Soziale Gruppen
Frauen und Gleichstellungspolitik

Im Januar lieferte die Schweiz einer UNO-Kommission einen Lage- und
Fortschrittsbericht Gber die Gleichberechtigung der Frauen ab. Eine Delegation musste
sich dabei einer Fllle zum Teil sehr kritischer Fragen von Experten stellen. Viele
betrafen die Beschaftigung, namentlich die im Vergleich mit anderen Landern
unterproportionale Vertretung der Frauen in hdheren Funktionen sowie die noch
vielfach ungleiche Entldhnung. Angesprochen wurde auch die Problematik der Gewalt
gegen Frauen, namentlich in der Ehe. Die Experten wollten aber auch wissen, warum die
offentlichen Institutionen fir die Frauen im Vergleich zu anderen Amtsstellen
unterfinanziert seien, weshalb die Schweiz kein Quotensystem kenne und was konkret
unternommen werde, um die noch immer vorhandenen Stereotypen abzubauen. ?

Kinder- und Jugendpolitik

Die 1989 von der UNO verabschiedete Kinderrechtskonvention, welcher die Schweiz
1997 als letzter europaischer Staat beigetreten ist, verpflichtet die Regierungen, dem
UNO-Kinderrechtsausschuss alle funf Jahre einen offiziellen Bericht zur Umsetzung des
Abkommens einzureichen. Im Vorfeld dieser Uberpriifung prasentierten rund 50 NGOs
einen ,Schattenbericht™, in dem sie zwar attestierten, den Kindern gehe es in der
Schweiz, gemessen am internationalen Standard gut, in dem sie aber auch auf Méangel in
der Anwendung der Konvention hinwiesen (fehlendes Verbot der Koérperstrafe,
Wildwuchs der Zustandigkeiten, féderale Ungleichheiten, mangelnde Integration und
Unterstltzung von ausldndischen Kindern und minderjahrigen Asylsuchenden). Der
Kinderrechtsausschuss, der von beiden Berichten Kenntnis nahm, forderte die Schweiz
auf, ihre Vorbehalte gegeniiber der Konvention zurlckzuziehen. »

Le rapport du Conseil fédéral sur I'engagement de la Confédération contre le travail
des enfants est paru en janvier 2017. Epais d'une cinquantaine de pages, il dresse tout
d'abord un état des lieux du travail des enfants dans le monde. S'ensuit un rappel des
obligations juridiques internationales de la Suisse en matiére de lutte contre le travail
des enfants, puis de la mise en ceuvre des engagements internationaux de la
Confédération en la matiere. Un chapitre est consacré aux dispositions sociales
impliquant les entreprises publiques et privées ainsi que les marchés publics. Une
conclusion souligne |'approche avant tout transnationale et multilatérale de la
Confédération. En effet, la lutte contre le travail des enfants passe d'abord par une
interdiction sur le sol suisse, qui figure dans la loi sur le travail (LTr), ainsi que par la
participation de la Suisse a plusieurs programmes de développement, dont une
collaboration avec I'Organisation internationale du travail (OIT). 2*

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kultur, Sprache, Kirchen

Jahresriickblick 2019: Kultur, Sprache, Kirchen

2019 war hinsichtlich der Kultur-, Sprach- und Kirchenpolitik vergleichsweise ein eher
moderater Jahrgang, sowohl im Vergleich zu anderen Politikbereichen, als auch im
direkten Vergleich zu den Vorjahren. Eine APS-Zeitungsanalyse zeigt auf, dass alle drei
Politikbereiche von einem rucklaufigen Trend betroffen sind, wobei sich dieser
besonders in der Medienberichterstattung zur Kirchen- und Religionspolitik am
stérksten zeigt - hier hat sich der Anteil themenspezifischer Artikel seit 2016 nahezu
halbiert. Im Jahresverlauf wurden Uber die drei Themenbereiche betrachtet
unterschiedliche Entwicklungen ersichtlich: Wahrend die Sprachthemen auf nationaler
Ebene offensichtlich im Allgemeinen wenig Beachtung fanden, wurden
kirchenpolitische Themen besonders Anfangs und Ende Jahr stark diskutiert und fielen
dann dem obligaten «Sommerloch» zum Opfer. Die Kulturpolitik hingegen sah sich mit
einem regelrechten «Sommerhoch>» konfrontiert, nachdem es ab Marz 2019 eher ruhig
geworden war.
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Das Hauptaugenmerk der Parlamentarierinnen und Parlamentarier lag 2019 hinsichtlich
der kulturpolitischen Entwicklungen mit Sicherheit auf der Revision des Schweizer
Urheberrechts. Nach rund 7-jahriger Vorarbeit und einer vom Standerat im Frihjahr
2019 zwecks Sondierung der Lage des européaischen Urheberrechts auferlegten
Ruckweisung, wurden im Sommer schliesslich die Weichen gestellt und das
Gesamtpaket im Herbst gebindelt. Da die angestrebte Revision Einfluss auf
verschiedene Bereiche hat, blieben die negativen Reaktionen indes nicht aus; deshalb
ist es auch wenig erstaunlich, dass kurz nach der Schlussabstimmung bereits das
Referendum ergriffen wurde. Ob die URG-Revision effektiv gelungen ist, wird sich Mitte
Januar 2020 zeigen, wenn die Referendumsfrist abgelaufen ist.

Die Ratifizierungen internationaler Abkommen wie des Ubereinkommens iber den
Schutz des Unterwasser-Kulturerbes und des Rahmenibereinkommens des Europarats
Uber den Wert des Kulturerbes standen hingegen ausser Diskussion.

Ein anderer Fokus wurde im Kulturjahr 2019 wiederum auf die Kulturférderung gelegt.
Im Frihjahr wurde die Kulturbotschaft 2021-2024 in die Vernehmlassung geschickt und
bis im September zur Stellungnahme freigegeben. Der Ergebnisbericht lag Ende Jahr
zwar noch nicht vor, jedoch geben die im Verlauf des Jahres geféllten Entscheide zu
diversen Vorstdssen mit Referenz auf die Kulturbotschaft (Kulturabgeltung an die Stadt
Bern, EinfUhrung eines schweizerischen Jugendkulturgutscheins, Auswirkungen der
Urbanisierung auf die Kulturférderung, Aufgabenteilung zwischen SBFI und BAK,
Erhéhung des Kredits fur die Forderung des Sprachaustausches) einen ersten Hinweis
auf mogliche Herausforderungen hinsichtlich der weiteren Beratungen .

Auch im Bereich Heimatschutz und Denkmalpflege blieben die Institutionen nicht
untatig. So wurde eine Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308), die eine Anpassung der
Bewertungskriterien fur die ISOS-Aufnahme verlangte, stillschweigend angenommen
und die Vernehmlassungsergebnisse zur Totalrevision des VISOS vielen mehrheitlich
positiv aus, was auf ein Inkrafttreten der revidierten Verordnung auf den 1. Januar 2020
hindeutete.

In der ausserparlamentarischen Debatte fand das Féte de Vignerons, das drei Jahre
nach seiner Aufnahme ins UNESCO Weltkulturerbe und 20 Jahre nach der letzten
Austragung neuerlich in Vevey (VD) stattfand, grosse Beachtung - leider aufgrund der
finanziellen Bruchlandung nicht nur positive. Ein wiederkehrendes Thema war 2019
auch die Raubkunst, wobei der Fokus in diesem Jahr auf den afrikanischen Kontinent
und die im Kontext der Kolonialisierung erbeuteten Schéatze gerichtet wurde. Auch das
Volk der Fahrenden war 2019 insbesondere in den Kantonen ein Thema, da sich die
Frage der Durchgangsplatze nicht nur im Kanton Bern aufgetan hatte.

Im Bereich der Sprachpolitik standen in diesem Jahr die Mehrsprachigkeit und damit
zusammenhéangend die Forderung des Austausches zwischen den
Sprachgemeinschaften sowie der Erhalt des Ratoromanischen im Fokus. So forderte
eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 17.3654), dass 6ffentliche Ausschreibungen des
Bundes kinftig in den wichtigsten Landessprachen zu erfolgen hatten, und eine Motion
Gmur-Schoénenberger (cvp, LU; Mo. 18.4156), dass TV-Produktionen nicht mehr
synchronisiert, sondern sowohl Eigenproduktionen in den Landessprachen, als auch
englischsprachige Produktionen in der Originalsprache ausgestrahlt und lediglich noch
untertitelt werden sollen.

Mit dem Begehen der 100-Jahr-Feier der Lia Rumantscha wurden indes Bestrebungen
aufgezeigt, das Ratoromanische wieder mehr aufs Parkett zu bringen und insbesondere
auch einem Publikum ausserhalb des Bergkantons ins Gedéachtnis zu rufen. Nicht
zuletzt seit einem im Fruhjahr erschienene Bericht des ZDA war deutlich geworden,
dass es fur das Ratoromanische in der Schweiz funf vor zwolf geschlagen hat.

In Bezug auf kirchen- und religionspolitische Themen stand in diesem Jahr die SVP mit
ihren islamkritischen Parolen auf prominentem Parkett. Mit ihrem Vorstoss zur
Bekampfung der Ausbreitung eines radikalen Islams war sie im Parlament zwar
gescheitert, generierte aber mit den daraus resultierenden Wahlplakaten des der SVP
nahestehenden Egerkinger-Komitees im Vorfeld der eidgendssischen Wahlen 2019 ein
grosses Medienecho. Auch die Motion Wobmann (svp, SO; Mo. 17.3583), die ein Verbot
der Verteilaktion «Lies!» zum Ziel hatte, scheiterte - nach einer rund 1.5-jahrigen
Sistierung - am Standerat. Wie eine bereits im Sommer veroéffentlichte Studie aufzeigte,
nahm die SVP auch in den Kantonen eine dominante Rolle in der Religionsdebatte ein.
So war es nur wenig erstaunlich, dass die Anfangs Jahr neuerlich aufkommende Frage,
ob man als guter Christ noch die SVP wahlen dirfe, wieder zu diskutieren gab; nicht
zuletzt, weil damit auch verschiedentliche Kirchenaustritte - nebst den ohnehin
zunehmenden Kirchenaustritten - von SVP-Politikerinnen und -Politikern einhergingen,
welche sich lieber dem Churer Bischof Huonder zuwenden wollten. Dieser seinerseits
wurde schliesslich nach zweijahrigem Aufschub zu Pfingsten Abberufen, nutzte die Zeit
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bis dahin aber fir einen Rundumschlag gegen die Landeskirchen und stellte sich noch
immer quer zu den Missbrauchsvorwdirfen in der Kirche.

Wie sich die Kirche zum Staat verhalten soll und in welchem Masse sich Theologen in
die politische Debatte einbringen dirfen, wurde seit Anfang Jahr im Rahmen eines von
Gerhard Pfister (cvp, ZG) neu gegriindeten Think-Tanks «Kirche/Politik>» erlédutert.

Eine flr viele eher Uberraschende Kunde kam im Herbst von Seiten der reformierten
Kirchen: Diese hatten sich nach langen Diskussionen fir die «Ehe fiir alle»
ausgesprochen, wobei sie im Wissen um die konservativen Krafte innerhalb der
Glaubensgemeinschaft die Gewissensfreiheit der Pfarrpersonen gewéhrleisten wollten.
Unerfreulich waren 2019 die Meldungen Uber die Rickkehr und rasche Zunahme des
Antisemitismus in der Schweiz.

Die 2019 im Vorfeld des angeklndigten Frauenstreiks virulent diskutierte
Genderthematik fand ihren Einzug auch im Bereich der Kultur, Sprache und Kirche. So
wurden Frauen, und spezifisch ihr Schaffen und ihre Stellung in der Kunst und Kultur,
wesentlich stérker thematisiert als in den vergangenen Jahren. Auch die Diskussion um
gendergerechte Sprache wurde in diesem Jahr wieder virulenter aufgegriffen.
Besonders Uberraschend kam auch die Anklndigung der Kirchenfrauen, sich am
diesjahrigen Frauenstreik zu beteiligen, um ein Zeichen gegen die ménnliche Dominanz
innerhalb der Institution zu setzen. %

Kirchen und religionspolitische Fragen

Zu einer der im selben Jahr durchgefluhrten Repréasentativbefragung entgegengesetzten
Meinung Uber das politische Engagement der Kirchen kamen die Autoren des Berichtes
"Kirche - Gewissen des Staates?", den die Bernische Regierung ausgehend von einer
Motion aus dem Jahr 1987 in Auftrag gegeben hatte. Die Verfasser kamen zum Schluss,
dass die Kirche zu politischen Stellungnahmen nicht nur berechtigt, sondern -
zumindest aus theologischer Sicht - sogar verpflichtet sei. Zum Vorwurf, die Kirchen
betrieben Parteipolitik, so etwa in der umstrittenen Asylfrage, zeigten die Autoren auf,
dass im Vordergrund der offiziellen kirchlichen Verlautbarungen ethische Grundwerte
wie die Achtung der Menschenwirde und die dazugehdrige Gewahrleistung der
Menschenrechte sowie die internationale Solidaritat stehen, die alle biblisch vielfach
abgestltzt sind. Das Problem bestehe nicht darin, meinten sie, dass sich die Kirche
oder einzelne ihrer Vertreter kritisch zur Politik dusserten, sondern darin, dass das
lange Zeit selbstverstéandliche Mindestmass an allgemeinem, auch politischem Konsens
in immer mehr Bereichen zerfalle. 2

Sprachen

In der Sommersession 2018 eréffneten die APK-NR und APK-SR neuerlich beiden Réaten
den Bericht der Delegation bei der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie
(APF) zur Kenntnisnahme und auch in diesem Jahr kamen die Rate dieser Bitte
diskussionslos nach.

In Vertretung der Stdnderatskommission fiihrte Christian Levrat (sp, FR) seine
Erlauterungen - im Wissen um die wiederkehrenden Diskussionen um den Nutzen der
APF - mit der Hervorhebung der besonderen politischen, wirtschaftlichen und
kulturellen Anziehungskraft dieser Organisation an. So habe sie sich seit Anfang der
90er Jahre erheblich um Lénder aus Mittel- und Osteuropa, Asien und dem Nahen
Osten erweitert und biete den meisten Mitgliedsstaaten ein nUtzliches Tor
insbesondere zur afrikanischen Politik. Gerade der afrikanische Kontinent ist auch im
Themenfokus der Schweizer Delegation stark repréasentiert, wie sich aus den
verschiedenen Tatigkeitsfeldern schliessen lasst. Nicht zuletzt am wichtigsten
Organisationsanlass, der  Jahrestagung, die im  Berichtsjahr ~zum  50.
Organisationsjubilaum unter dem Motto «Diversité linguistique, diversité culturelle,
identité(s)» vom 06.-11. Juli in Luxemburg stattfand, referierten und konsolidierten die
Schweizer Abgeordneten ihre thematischen Schwerpunkte: Pravention von
gewalttatigem Extremismus und Radikalisierung, Abschaffung der Todesstrafe im
frankophonen Raum, Schutz der Mehrsprachigkeit, Bekampfung des
grenzuberschreitenden Handels mit Frauen und Kindern sowie Schutz der persénlichen
Daten im frankophonen Raum. Besonders die drei erstgenannten Punkte seien im
Berichtsjahr von grosser Bedeutung gewesen, wie Levrat betonte. Im Rahmen der
Frankophonie habe man sich an internationalen Diskussionen Uber die Reaktion auf den
Terrorismus beteiligt und habe hierbei versucht, weg von der Methode der
Kriminalisierung von Terroristen, hin zu einem ganzheitlichen Ansatz mit spezifischen
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praventiven Elementen Uberzugehen. Diese kdonnten Massnahmen zur Starkung der
Menschenrechte beinhalten oder auf die Starkung von Entwicklungsprogrammen in
fragilen Kontexten ausgerichtet sein. Auf Anregung von Stadnderatin Anne Seydoux-
Christ (cvp, JU) habe man auch besondere Bestrebungen zur Abschaffung der
Todesstrafe im frankophonen Raum forciert. Derzeit sei die Todesstrafe in 55 der 79
Mitgliedsstaaten der Frankophonie abgeschafft und in 14 weiteren Staaten zwar noch
gesetzlich verankert, aber seit mindestens zehn Jahren nicht mehr angewendet
worden. Trotz grosser Fortschritte in diesem Bereich blieben noch immer einige
«dunkle Flecken» und die Parlamentarierinnen und Parlamentarier, insbesondere aus
dem Umfeld solcher Staaten, spielten eine wichtige Rolle im Fortschritt zur
Abschaffung der Todesstrafe. Hinsichtlich des Schutzes der Mehrsprachigkeit habe
Nationalrat Reynard (sp, VS) im Rahmen der Jahrestagung den Fokus auf die
verschiedenen Kulturraume, die mit den vier Landessprachen und den Sprachen der
Einwanderinnen und Einwanderer entstiinden und die die Besonderheit der Schweizer
Mehrsprachigkeit ausmachten, sowie auf die Tatsache, dass mehr als die Hélfte der
Schweizerinnen und Schweizer regelméssig zwei Sprachen gebrauchten, gesetzt. Die
Mehrsprachigkeit sei ein Willensakt und musse gepflegt und weiterentwickelt werden,
wie Reynard auch im Bericht paraphrasiert wurde. Auch wenn die Minderheitssprache
Franzosisch in der Schweiz aufgrund rechtlicher Grundlagen geschutzt sei, mlsse die
franzdsischsprachige Minderheit regelmassig fur ihre Gleichbehandlung einstehen;
nicht zuletzt auch, weil die Hegemonie des Englischen im Bereich der Wissenschaft und
Forschung im grossen Gegensatz zur Mehrsprachigkeit stehe.

Nebst den internationalen Verhandlungen setzte sich die Delegation im Berichtsjahr
auch mit internen Themen auseinander wie beispielsweise der Festlegung der Werte
und Positionen der Frankophonie, der Zusammenarbeit zwischen Bildungsinstitutionen
der Frankophonie und Schweizer Hochschulen, der Unabhangigkeit der Medien im
frankophonen Afrika oder der Aktivitdt der Schweiz zur Unterstitzung der
Berufsbildung in den Lédndern des Stdens. Der Bericht schliesst mit der Erkenntnis,
dass die APF eine wichtige Kontaktstelle zur Bundesversammlung darstelle und
insbesondere im Dialog mit den afrikanischen Vertreterinnen und Vertretern von
hochster Bedeutung sei - nicht zuletzt auch, weil Afrika als Ganzes langerfristig immer
mehr an Bedeutung in der Organisation gewinnen werde.

Auch 2019 gelangten die APK-NR und APK-SR mit ihrem Bericht zur Delegation bei der
Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) an ihre jeweiligen Réate und
auch in diesem Jahr nahmen sowohl die grosse als auch die kleine Kammer
stillschweigend Kenntnis vom Wirken der Schweizer Delegation im Jahr 2018.

Wahrend die APF als Gesamtorganisation auf die Wahrung der demokratischen
Grundsatze, der Rechtsstaatlichkeit und der guten Regierungsfihrung im frankophonen
Raum fokussiert, haben die jeweiligen Mitgliedsstaaten ihre individuellen (inter-
Jnationalen Themenschwerpunkte, mit denen sie dieser Vorgabe, im Rahmen
verschiedener, Uber das Jahr verteilter Veranstaltungen nachkommen kénnen - so auch
die Schweizer Delegation. Diese konnte sich unter anderem an der APF-Jahrestagung,
die 2018 vom 05.-10. Juli unter dem Motto «Les bonnes pratiques des Parlements a
I’ere du numérique» in Québec stattfand, einbringen. Zu den international gesetzten
Themenschwerpunkten der Schweiz zahlten, wie auch schon in den Jahren zuvor, die
Bekdmpfung des grenzuberschreitenden Frauen- und Kinderhandels, die Abschaffung
der Todesstrafe und der Schutz persoénlicher Daten im frankophonen Raum. 2018
kamen ergénzend Bestrebungen zur Vermeidung von Lebensmittelverschwendung und
-verlusten sowie die Sicherstellung der gemeinsamen Finanzierung des Fernsehsenders
TV5 Monde auf die Themenliste. Der Prasident der Delegation, Nationalrat Jean-Pierre
Grin  (svp, VD), hatte in einem Bericht aufgezeigt, dass es sich bei der
Lebensmittelverschwendung um ein weltweites Problem handle, das im Rahmen der
Agenda 2030 auch als ein Nachhaltigkeitsziel aufgegriffen worden sei. Dabei bestehe
hinsichtlich der Konsum- und Produktionsmuster ein offensichtliches Nord-Std-
Gefélle: Wahrend man sich in den Nordlandern um eine Reduktion der
Lebensmittelverschwendung bemuhen solle, stehe flr die Sudlander die Verringerung
der Nachernteverluste im Vordergrund. Wéahrend weltweit tGber 800 Mio. Menschen
Hunger litten, gingen zeitgleich rund ein Drittel der weltweit produzierten Lebensmittel
verloren - so auch in der Schweiz, wo 45 Prozent der Lebensmittelverluste in den
Haushalten entstiinden und trotz der damit einhergehenden finanziellen Einbussen von
jahrlich rund CHF 2'000 pro Haushalt nicht zu einem Verhaltensumschwung bewegten.
Dies sei sicherlich auch dadurch bedingt, dass es im Budgetaufwand wiederum einen
grossen Unterschied zwischen Nord- und Sldléandern gebe: Wahrend man in der
Schweiz lediglich 6 Prozent des Haushaltseinkommens fur Lebensmittel aufbringe,
seien es beispielsweise in Kamerun rund 50 Prozent. Entsprechend sollten die
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unterschiedlichen Herausforderungen und Methoden der frankophonen Léander
miteinander verglichen werden, um zielflhrende Massnahmen ergreifen zu kénnen. Die
Frage der Finanzierung von TV5 Monde hatte sich im Rahmen der aufkommenden
Gerlchte, dass Frankreich seine Beitrage an den Sender deutlich kirzen wolle,
aufgetan, was die anderen Geldgeberlander stark beunruhigte. Entsprechend habe die
Delegation auf Initiative von Stédnderat Levrat (sp, FR) eine Resolution préasentiert, mit
der die Bedeutung des Senders unterstrichen werden sollte. Der Fernsehsender sei fur
die Mitgliedslander insofern von grosser Bedeutung, als er Programme nationaler
Sender Ubertrage, darunter auch solche von RTS, und somit ein wichtiges Schaufenster
auch fur die Schweiz darstelle, da die Sendungen einem breiten Publikum weltweit
zuganglich gemacht wirden.

Nebst den internationalen Themen setzte sich die Delegation auch 2018 mit einem
internen Themenkatalog auseinander: Schaffung eines universeller Zugangs zu den
Einrichtungen zur Prévention und Behandlung von HIV/Aids, Positionierung der Schweiz
im Hinblick auf die globale digitale Gouvernanz und die Handhabung der politische
Situation in Burundi. Kommissionsvertreter Levrat legte in seiner Berichtserdffnung im
Standerat u.a. auch grossen Wert auf die Erlauterung des letzten Punktes. Burundi ist
seit 2015 mit «Beobachtung» statuiert, nebst «Suspendierung» und «Verwarnung»
eines der drei Sanktionsinstrumente der APF bei Verletzungen von
Rechtsstaatlichkeitsprinzipien und Menschenrechten. Nach einem Besuch des friheren
APF-Prasidenten Jacques Chagnon Anfang 2018 in Burundi war die Aufhebung dieser
Sanktion ins Auge gefasst worden. Die Schweizer Delegation sprach sich aber gegen
diesen Entschluss aus, da sie nach Rulcksprachen mit alt-Bundesrat und derzeitigem
Sondergesandten der OIF fur die Region der Grossen Afrikanischen Seen, Pascal
Couchepin, zur Erkenntnis ggkommen war, dass die politische Situation noch zu instabil
sei, um eine Statusanpassung vorzunehmen.

Der Bericht schliesst mit der Folgerung, dass die APF eine wichtige Kontaktstelle fur die
Bundesversammlung sei und viel zur Dialogférderung mit den afrikanischen
Parlamenten beitrage, die innerhalb der Organisation immer mehr an Bedeutung
gewinnen wirden, und dass sich die Schweizer Delegation auch im Folgejahr um die
Sensibilisierung der anderen Teilnehmer fur die Schweizer Themenschwerpunkte
einsetzen werde.

Medien
Radio und Fernsehen

Ein in Erfillung eines Postulats der KVF-NR erstellter und im Januar 2010 erschienener
Bericht priifte Alternativen zur Erhebung und zum Inkasso der Radio- und
Fernsehgebiihren. Geprift wurden dabei vier Varianten, die sich in Bezug auf die Art
der Finanzierung - neben der bestehenden separaten Abgabe wurde die Finanzierung
Uber die direkte Bundessteuer geprift -, den Adressatenkreis (nur natirliche oder auch
juristische Personen; nur steuerpflichtige Haushalte/Betriebe), die Fragen der
Gerateunabhéngigkeit sowie des Vorhandenseins einer Abmelde-Moglichkeit («Opting
out») unterschieden. Bewertet wurden die Varianten anhand von Kriterien der
Praktikabilitat sowie des bei der Erhebung und dem Inkasso anfallenden Aufwands. Der
Bericht kam zum Schluss, dass die mit der direkten Bundessteuer verbundenen Modelle
erheblich teurer zu stehen kdmen, da die Kantone, die mit der Erhebung und dem
Inkasso betraut waren, aufgrund von Verfassungsbestimmungen mit 17 Prozent des
Ertrags fur ihren Aufwand abgegolten werden mussten. Darlber hinaus wirden
durchschnittliche Haushalte starker belastet, da einkommensschwache Personen keine
direkten Bundessteuern entrichten missen und somit von der Abgabe befreit waren.
Ebenfalls kritisch betrachtet wurde die Méglichkeit eines Opting outs, beispielsweise im
Falle eines fehlenden Fernsehgerats, da damit die Fragen zur Nutzung anderer
bestehender, multifunktionaler Gerate - z.B. das Streamen von SRF-Beitragen via
Internet - nicht gelést wirden. Im Hinblick auf die finanziellen Folgen und um durch
den technologischen Fortschritt bedingte Abgrenzungsprobleme zu umgehen, empfahl
der Bundesrat in seinem Bericht eine gerateunabhéngige, allgemeine Abgabe fur
Haushalte und Unternehmen. %
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